
 

 

 
 

Regierungsratsbeschluss vom 24. Februar 2015  

 

 Nr. 2015/289  

Vernehmlassung zum Vorentwurf betreffend Umsetzung der parlamentarischen 

Initiative „Aufhebung von Art. 293 StGB“ 

Schreiben an die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates 

  

1. Erwägungen 

Die Staatskanzlei unterbreitet dem Regierungsrat das Schreiben an die Kommission für Rechts-

fragen des Nationalrates betreffend Vernehmlassung zum Vorentwurf betreffend Umsetzung 

der parlamentarischen Initiative „Aufhebung von Art. 293 StGB“ zur Beratung und Beschlussfas-

sung. 

2. Beschluss 

Das Schreiben an die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates betreffend Vernehmlas-

sung zum Vorentwurf betreffend Umsetzung der parlamentarischen Initiative „Aufhebung von 

Art. 293 StGB“ wird beschlossen. 

Andreas Eng 

Staatsschreiber 
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